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Rhodos und Sizilien brennen
In den letzten Tagen erlangte die ehemalige Anti-FFF Parole der AfD „Darf
ich noch nach Kreta, Greta?“ eine bittere Ironie: Durch massive Waldbrände
auf  der  griechischen  Mittelmeerinsel  Rhodos  mussten  zahlreiche
Urlauber_Innen  evakuiert  werden  und  noch  ausstehende  Reisen  müssen
gecancelt werden. Dabei haben nicht, wie von Rechtspopulist_Innen immer
wieder behauptet, Klimaaktivist_Innen den Menschen ihren hart erarbeiteten
Urlaub versaut, sondern der Klimawandel. Während in Deutschland jedoch
die Folgen für Reisende in aller Munde sind, wird dabei gerne ignoriert, dass
die  Menschen  die  eigentlich  im Fokus  stehen  sollten,  die  über  100.000
Einwohner_Innen von Rhodos sind, die nicht einfach in den Flieger steigen
und zurück ins sichere Heimatland fliegen können, in dem es (noch) keine
schweren Waldbrände gibt.

Während auf  Rhodos der Tourismus dafür sorgt,  dass Medien zumindest
etwas berichten, wenn auch mit fragwürdigem Fokus, so fällt völlig unter den
Radar, dass es auch anderswo schwere Brände gibt, besonders dramatisch
auf Sizilien. Dort ist die Stadt Palermo von Brandherden umgeben, weite
Teile  des  Inselgebiets  sind  von  den  Bränden  betroffen.  Zwar  gelingt  es
inzwischen der Feuerwehr unter enormen Einsatz die Situation einigermaßen
unter Kontrolle zu bekommen, die Gefahr ist aber sicher noch nicht gebannt
und viel Schaden ist bereits angerichtet.

Doch Rhodos und Sizilien sind nur die Spitze des Eisbergs, auch in anderen
Teilen  Südeuropas,  quasi  im  gesamten  Mittelmeerraum,  kommt  es  zu
kleineren  aber  ähnlichen  Waldbränden.

Die Ursache dafür ist klar: Durch die Erderwärmung wird es im Sommer am
Mittelmeer  heißer  und  vor  allem  trockener,  was  die  Gefahr  eines
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Waldbrandes  massiv  erhöht,  wie  wir  es  ja  in  kleinerem  Maße  auch  in
Brandenburg beobachten können.    

Politik  schläft  nicht,  sie  steuert  bewusst
weiter
In Italien hatte sich die rechtspopulistische Regierungschefin Meloni zu den
Bränden  extrem zurückgehalten,  weder  Hilfe  im  angemessenen  Rahmen
wurde zur Verfügung gestellt, noch überhaupt größer Stellung bezogen.

Warum  Meloni  versucht,  das  Problem  möglichst  unter  den  Teppich  zu
kehren? Weil die Waldbrände eben direkte Folge der Klimakatastrophe sind.
Meloni,  die  ihren  Wahlkampf  als  Rechtspopulistin  auch  mit  massivem
Kleinreden  der  Klimakrise  gewonnen  hatte,  kann  das  natürlich  schwer
zugeben.  Gleichzeitig  kursieren auch,  wie bereits  während der schweren
Waldbrände in Australien im Winter 2019-20, Verschwörungstheorien, dass
in Wahrheit organisierte Brandstiftung und nicht der Klimawandel für das
Feuer verantwortlich seien.

Auch  wenn  die  Rechte  Meloni,  in  ihrer  Jugend  bekennende  Faschistin,
sicherlich  ein  besonders  drastisches  Beispiel  für  miese  Klimapolitik  ist,
vergleichbar hierzulande wohl  mit  einer AfD-Regierung,  ist  ihr  Verhalten
doch nicht die Ausnahme, sondern eigentlich die Regel: „Klimakatastrophe?
Weiter so!“

So beteiligen sich in Deutschland auch die Grünen, viele Jahre bekannt als
DIE Ökopartei, an dieser Politik. Im Angesicht großer Katastrophen stellen
sie  Kapitalinteressen,  seien  es  die  von  RWE  oder  der  deutschen
Automobilindustrie,  über  alles.  Anders  als  gerne  von  gemäßigten
Klimaaktivist_Innen suggeriert wird, schläft die Partei nicht bloß und müsse
endlich aufgeweckt werden, sondern  steuert bei vollem Bewusstsein weiter
in Richtung Abgrund.

Klimakiller Kapitalismus
Wichtig dabei zu beachten ist, so niederträchtig auch die Politik der rechten



Populist_Innen und der Verrat der Grünen an der Klimabewegung sind, dass
das  Problem  nicht  individuelle  Politiker_Innen  und  deren  korrupte
Machenschaften,  die  zweifelsohne  existieren,  sind,  sondern  dass  im
kapitalistischen System eine bürgerliche Regierung gar nicht anders kann,
als die Interessen des nationalen Kapitals an erste Stelle zu stellen. Wenn
Deutschland VW, BMW und Co.  zum Beispiel  verbieten würde,  SUVs zu
produzieren, dann würden diese im Vergleich zu anderen Konzernen einen
Wettbewerbsnachteil erleiden und entweder Marktmacht verlieren oder, was
am wahrscheinlichsten wäre, den Standort wechseln in ein Land mit weniger
Umweltauflagen, zum Beispiel in Melonis Italien. Das wiederum würde den
Standort  Deutschland,  und  somit  die  Macht  der  nationalen  Bourgeoisie,
massiv  schwächen  und  gegenüber  seiner  internationalen  Konkurrenz  ins
Hintertreffen  geraten  lassen,  etwas  dass  jede  bürgerliche  Regierung
unbedingt  verhindern  muss.

Klimaaktivismus – Lange nicht radikal genug!
Dieser politischen Realität, dass es im Kapitalismus gar nicht möglich ist,
effektiven Klimaschutz durchzusetzen,  dass die Konkurrenz der Konzerne
und der Staaten auf dem Weltmarkt das unmöglich macht und somit Appelle
an die bürgerliche Regierung und die Konzerne zwecklos sind,  steht  die
Klimabewegung bisher hilflos gegenüber.

Denn genau das war bisher die Taktik großer Teile der Bewegung, ob FFF
mit Demos oder die Letzte Generation mit Klebblockaden, man richtete sich
stets an die Politik und forderte diese auf, sich endlich der Gefahr bewusst zu
werden und entsprechend zu handeln.

Das Bewusstsein, dass man die Politik nicht „aufwecken“ kann, dass man
Klimagerechtigkeit  gegen  sie  und  das  hinter  ihr  stehende  Kapital
durchsetzen, erzwingen muss, kommt nur sehr langsam in der Bewegung an,
zu groß ist noch der Einfluss der Grünen vor allem auf die Führung von
Fridays for Future, die energisch versucht einen Linksruck der Bewegung zu
unterbinden.

Und selbst da wo man diese Notwendigkeit erkannt hat, gestaltet sich die



Umsetzung schwierig, so stehen auch die linken Teile der Klimabewegung, in
Deutschland  Ende  Gelände  und  End  Fossil:  Occupy!,  momentan  eher
perspektivlos da. Weder Massenaktionen zur Blockade fossiler Infrastruktur
noch  Besetzungen  von  Hörsälen  und  einigen  Schulen  konnten  bisher
nennenswerten politischen Druck erzeugen. Was es wirklich braucht für eine
Klimabewegung,  die  erfolgreich sein will,  die  wirklich Klimagerechtigkeit
erkämpfen will, ist der Streik. Der Streik in der Schule und in der Uni, aber
auch und vor allem im Betrieb. Denn nur wenn Arbeiter_Innen und Jugend an
einem  Strang  ziehen  und  die  kapitalistische  Produktion  zum  Erliegen
bringen, ist es möglich, Forderungen durchzusetzen und Klimagerechtigkeit
zu erkämpfen.

Unsere  Welt  retten  heißt  Kapitalismus
zerstören
Wir  dürfen  uns  keine  Illusionen  mehr  machen:  Es  ist  nötig,  das
kapitalistische  System  vollständig  zu  überwinden.  Reformieren,  in
ökologische Form transformieren, wie es die bürgerliche grünen-nahe FFF-
Führung will, lässt es sich nicht.

Was es stattdessen braucht, ist ein gänzlich anderes Wirtschaftssystem, ein
System  in  dem  nicht  Konzernchef_Innen  und  Aktionär_Innen  darüber
entscheiden was wie produziert wird, sondern Arbeiter_Innen demokratisch
in  Räten.  Ein  System,  in  dem nicht  ein  ominöser  Markt  die  Wirtschaft
beherrscht, sondern ein konkreter demokratisch beschlossener Plan, dessen
Zielsetzung die Bedürfnisbefriedigung der Menschen, und somit auch die des
Bedürfnisses auf intakte Lebensgrundlagen ist und nicht der Profit.

Um  diese  Gesellschaft  zu  erreichen  ist  es  nötig  mittels  Streiks  die
Verstaatlichung der Schlüsselindustrien, des Energie-, Verkehrs-, Bausektor,
etc.  unter  Arbeiter_Innenkontrolle  zu  erkämpfen.  Es  ist  nötig,  dass
Arbeiter_Innen  und  Jugendliche  sich  in  Räten  zusammenschließen,  nicht
durch  Zufall  bestimmt,  wie  es  manche  Klimaorgas  fordern,  sondern
demokratisch legitimiert, und den Prozess einer ökologischen Transformation
der Wirtschaft bewusst in ihre Hände nehmen.



Die ersten Schritte  dahin müssen sein,  dass wir  als  Klimabewegung uns
zusammensetzen um konkrete Strategien und Taktiken zu besprechen und
diese  dann  durchzuführen,  dass  wir  uns  mit  den  Arbeiter_Innen  in  den
Betrieben  vernetzen  und  die  Grundlage  für  einen  gemeinsamen  Kampf
schaffen. Das müssen wir nicht nur in Deutschland tun, sondern in jedem
Land.

Nur  so  kann  es  uns  gelingen,  das  Ruder  doch  noch  rumzureißen,  die
gröbsten Katastrophen zu verhindern und dabei nicht nur unsere Zukunft zu
retten, sondern uns dabei auch noch eine bessere Zukunft für alle Menschen
zu erkämpfen,  in der nicht mehr das kapitalistische Elend,  vor allem im
Globalen  Süden,  vorherrscht  sondern  ein  System  der  globalen
Gerechtigkeit.     
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